
Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 

Drucksache V/4349 

Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf einer Geschäftsordnung 
für den Gemeinsamen Ausschuß 

Zur Ausführung des Artikels 53 a des Grundge-
setzes hat der Bundestag mit Zustimmung des Bun-
desrates für den Gemeinsamen Ausschuß die fol-
gende Geschäftsordnung beschlossen: 

I. ABSCHNITT 

Organisation des Gemeinsamen Ausschusses 

§ 1 
Zusammensetzung 

(1) Der Gemeinsame Ausschuß besteht aus 22 
vom Bundestag aus seiner Mitte bestimmten Abge-
ordneten und 11 Mitgliedern des Bundesrates. 

(2) Für die Mitglieder des Gemeinsamen Aus-
schusses sind in gleicher Anzahl Stellvertreter aus 
den Reihen der Mitglieder des Bundestages und des 
Bundesrates zu bestimmen. 

(3) Kann der Gemeinsame Ausschuß auch unter 
Einbeziehung der Stellvertreter nicht mehr voll-
zählig zusammentreten, so wird die Zahl der Abge-
ordneten des Bundestages entsprechend dem Stärke-
verhältnis der Fraktionen nach deren Vorschlägen 
aus den anwesenden oder erreichbaren Abgeordne-
ten ergänzt. Der Vorsitzende ersucht für diesen Fall 
die betroffenen Landesregierungen, weitere Mit-
glieder zu bestimmen. 

§ 2 

Bestimmung der Mitglieder des Bundestages 

(1) Die dem Gemeinsamen Ausschuß angehören-
den Abgeordneten und ihre Stellvertreter werden 

zu Beginn jeder Wahlperiode vom Bundestag durch 
Beschluß entsprechend dem Stärkeverhältnis der 
Fraktionen bis zu einer erneuten Bestellung be-
stimmt. Jede Fraktion schlägt aus ihren Reihen eine 
entsprechende Anzahl von Mitgliedern und Stell-
vertretern vor. 

(2) Der Präsident des Bundestages ist von Amts 
wegen Mitglied des Gemeinsamen Ausschusses. Er 
ist der Fraktion, der er angehört, anzurechnen. 

§ 3 
Ausscheiden von Abgeordneten 

Ein dem Gemeinsamen Ausschuß angehörender 
Abgeordneter scheidet aus diesem zu dem Zeitpunkt 
aus, zu dem er den Verzicht auf seine Mitgliedschaft 
im Gemeinsamen Ausschuß dem Präsidenten des 
Bundestages gegenüber erklärt, die Mitgliedschaft 
im Bundestag verliert oder aus der Fraktion aus-
scheidet, die ihn vorgeschlagen hat. 

§ 4 
Bestimmung der Mitglieder des Bundesrates 

(1) Jede Landesregierung bestimmt, aus ihren 
Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des 
Bundesrates eines zum Mitglied des Gemeinsamen 
Ausschusses und weitere Mitglieder zu Stellver-
tretern. Sie teilt diese und jeden Wechsel dem 
Präsidenten des Bundesrates mit. 

(2) Der Präsident des Bundesrates teilt dem Prä-
sidenten des Bundestages die vom Bundesrat ent-
sandten Mitglieder, deren Stellvertreter und jeden 
Wechsel mit. 
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§ 5 
Rechte der Vertreter 

(1) Die Stellvertreter haben die gleichen Rechte 
und Pflichten wie die Mitglieder des Gemeinsamen 
Ausschusses; Stimm- und Antragsrecht haben sie nur 
im Falle der Vertretung. 

(2) Die vom Bundestag bestimmten Stellvertreter 
können nur Mitglieder ihrer Fraktion vertreten. Die 
Stellvertreter treten in der Reihenfolge ein, in der 
sie von der Fraktion vorgeschlagen worden sind. 

§ 6 
Präsenzpflicht 

(1) Die Mitglieder des Gemeinsamen Ausschusses 
und die Stellvertreter haben sicherzustellen, daß sie 
jederzeit durch den Präsidenten des Bundestages 
erreichbar sind und auch an kurzfristig einberufenen 
Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses teilneh-
men können. 

(2) Das Nähere regeln die Präsidenten des Bun-
destages und des Bundesrates je für ihren Bereich. 

§ 7 
Vorsitz des Gemeinsamen Ausschusses 

(1) Der Präsident des Bundestages ist Vorsitzen-
der des Gemeinsamen Ausschusses. 

(2) Der Gemeinsame Ausschuß wählt ein Mit-
glied, das dem Bundesrat angehört, zum ersten 
stellvertretenden Vorsitzenden. Der Gemeinsame 
Ausschuß kann weitere stellvertretende Vorsitzende 
wählen. 

(3) Die Stellvertreter vertreten den Vorsitzenden 
nach Maßgabe ihrer Reihenfolge. 

§ 8 
Einberufung 

(1) Der Gemeinsame Ausschuß wird vom Vorsit-
zenden einberufen. 

(2) Der Gemeinsame Ausschuß ist mindestens 
zweimal jährlich zu Informationssitzungen (Artikel 
53 a Abs. 2 des Grundgesetzes) einzuberufen. 

(3) Der Gemeinsame Ausschuß ist einzuberufen, 
wenn der Bundespräsident, der Bundeskanzler oder 
sechs Mitglieder des Gemeinsamen Ausschusses es 
verlangen oder wenn die Voraussetzungen des Ar-
tikels 115 a Abs. 2 des Grundgesetzes vorliegen. 

(4) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschus-
ses unterrichtet die Bundesregierung unverzüglich 
über die Einberufung. 

§ 9 
Feststellung nach Artikel 115 a Abs. 2 und 115 e 

Abs. 1 des Grundgesetzes 

Der Gemeinsame Ausschuß soll eine Feststellung 
nach Artikel 115 a Abs. 2 oder Artikel 115 e Abs. 1 
des Grundgesetzes erst treffen, nachdem der amtie-
rende Präsident des Bundestages mitgeteilt hat, daß 
einem rechtzeitigen Zusammentritt des Bundestages 
unüberwindliche Hindernisse entgegenstehen oder 
daß dieser nicht beschlußfähig ist. 

II. ABSCHNITT 

Verfahrensbestimmungen 

§ 10 
Nichtöffentlichkeit 

Die Beratungen des Gemeinsamen Ausschusses 
sind nicht öffentlich. § 73 Abs. 4 und 6 der Geschäfts-
ordnung des Bundestages, die Geheimschutzordnung 
des Bundestages und die Ausführungsbestimmungen 
dazu finden entsprechende Anwendung. 

§ 11 
Teilnahme von Nichtmitgliedern 

(1) Der Bundespräsident hat das Recht, an allen 
Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses teilzu-
nehmen. 

(2) Die Mitglieder der Bundesregierung haben 
das Recht und auf Beschluß des Ausschusses die 
Pflicht, an den Sitzungen des Gemeinsamen Aus-
schusses teilzunehmen. Sie müssen jederzeit gehört 
werden. 

(3) Hat der Gemeinsame Ausschuß nach § 10 ge-
heime Beratung beschlossen, können nur seine Mit-
glieder an der Sitzung teilnehmen. Dasselbe gilt für 
Informationssitzungen (Artikel 53 a Abs. 2 des 
Grundgesetzes). 

(4) Der Gemeinsame Ausschuß kann anderen Per-
sonen die Teilnahme an seinen Sitzungen gestatten. 

§ 12 

Beschlußfähigkeit 

Der Gemeinsame Ausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder oder der 
Stellvertreter anwesend ist. 

§ 13 
Beschlußmehrheiten 

(1) Der Gemeinsame Ausschuß faßt seine Be-
schlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men, soweit nicht das Grundgesetz etwas anderes 
bestimmt. 
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(2) Bei Schlußabstimmungen über Gesetze ist 
das Ergebnis der Abstimmung durch Zählen der 
Stimmen festzustellen. 

§ 14 
Beratung von Gesetzentwürfen 

Gesetzentwürfe werden in einer Beratung verab-
schiedet. Mindestens sechs Mitglieder können ver-
langen, daß die Beratung um mindestens zwölf 
Stunden ausgesetzt wird, es sei denn, daß die Mehr-
heit der Mitglieder des Gemeinsamen Ausschusses 
die sofortige Beratung beschließt. Beschlossene Ge-
setze leitet der Vorsitzende unverzüglich dem Bun-
deskanzler zu. 

§ 15 
Geheime Wahl 

Wahlen werden mit verdeckten Stimmzetteln 
durchgeführt. 

§ 16 
Anträge nach Artikel 115 h Abs. 2 des Grundgesetzes 

(Mißtrauensvotum) 

Ein Antrag nach Artikel 115 h Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes muß von mindestens neun Mitglie-
dern des Gemeinsamen Ausschusses gestellt werden. 

§ 17 
Sitzungsprotokolle 

(1) Über jede Sitzung des Gemeinsamen Aus-
schusses wird ein Protokoll angefertigt, das minde-
stens die Anträge und die Beschlüsse enthalten und 

den wesentlichen Verlauf der Beratung wiedergeben 
muß. Das Protokoll wird vom Vorsitzenden unter-
zeichnet. Es liegt während der der Unterzeichnung 
folgenden Sitzung zur Einsicht auf und gilt als ge-
nehmigt, wenn bis zum Schluß dieser Sitzung kein 
Einspruch erhoben wird. Die Geheimschutzordnung 
des Bundestages findet entsprechende Anwendung. 

(2) Über Einsprüche gegen das Protokoll entschei-
det der Gemeinsame Ausschuß. 

§ 18 

Anwendbarkeit der Geschäftsordnung 
des Bundestages 

(1) Im übrigen finden auf das Verfahren des Aus-
schusses die Vorschriften der Geschäftsordnung des 
Bundestages über das Verfahren im Bundestag ent-
sprechende Anwendung. 

(2) Können nach den nach Absatz 1 anwendbaren 
Vorschriften der Geschäftsordnung des Bundestages 
bestimmte Rechte nur von einer Mehrzahl von Mit-
gliedern ausgeübt werden, so können diese Rechte 
im Gemeinsamen Ausschuß von zwei Mitgliedern 
ausgeübt werden. 

§ 19 
Änderung der Geschäftsordnung und Abweichungen 

von der Geschäftsordnung 

Ist die Feststellung nach Artikel 115 e Abs. 1 des 
Grundgesetzes getroffen, kann der Gemeinsame 
Ausschuß diese Geschäftsordnung ändern und im 
Einzelfall mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder von den Bestimmungen dieser Ge-
schäftsordnung abweichen. 

Bonn, den 11. Juni 1969 

Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 




